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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T  Drucksache 19 / 2059 
Landtag (zu Drs.19/1168) 
19. Wahlperiode 25.02.19 

Bericht der staatlichen Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, 
Energie und Landwirtschaft vom 17. Januar 2019 

Digitales Planen und Bauen auch in Bremen umsetzen 

A. Problem: 

Die Fraktion Fraktion der CDU hat folgenden Antrag an die Bürgerschaft 
(Landtag) gestellt (Drucksache 19/1168):  

„Die Digitalisierung schreitet in der Privatwirtschaft immer weiter und 
schneller voran, demgegenüber nutzen Behörden und Verwaltungen noch 
nicht alle Chancen der Digitalisierung. Im Bausektor bietet das Building 
Information Modeling (BIM) Chancen und Vorteile für die Wertschöp-
fungskette Planung, Bauen und Betreiben von Bauwerken, indem es Pla-
nungsvarianten frühzeitig visualisiert, Prozesse standardisiert und 
Bauzeiten und Baukosten erheblich reduziert. Dabei bildet das BIM den 
gesamten Lebenszyklus eines Bauprojekts ab. BIM ermöglicht vor allem 
eine genauere Kostenberechnung und präzisere Terminplanung.  

Die Antworten des Senats auf die Frage in der Fragestunde zum Thema 
BIM vom 15. Juni 2017, widersprechen dem Stufenplan Digitales Planen 
und Bauen des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur. 
Dieser Stufenplan, der konkrete Ziele, Handlungsfelder und Maßnahmen 
formuliert und öffentlichen Verwaltungen als Handbuch dienen soll, be-
tont die Vorteile von BIM. Es findet insbesondere Anwendung bei komple-
xeren, nicht zwangsläufig größeren Projekten sowie Bauwerken jeglicher 
Art. Hierbei spielen nicht nur „Wiederholungsbauten“ oder Industriebau-
ten eine Rolle. Insbesondere Letzteres behauptet der Senat in seiner Ant-
wort. Auch die Europäische Union widmet sich verstärkt dem Thema und 
hat die „EU BIM Task Group“ mitfinanziert. Diese hat ein Handbuch ent-
wickelt, welches gemeinsame Erfahrungen auf 21 europäischen Ländern 
sammelt und Ratschläge für Digitales Planen und Bauen unterbereitet.  

Die immer größer werdende Bedeutung des BIM ist auch daran zu erken-
nen, dass sich alle relevanten Verbände und Kammern (unter anderem 
Hauptverband der Deutschen Bauindustrie HDB e. V., Verband Beraten-
der Ingenieure VBI e. V., Bundesvereinigung Bauwirtschaft GbR , Bun-
desarchitektenkammer BAK, Zentraler Immobilienausschuss ZIA e. V., 
Verband Deutscher Maschinen- und Anlagenbau VDMA e. V., Bundesin-
genieurkammer BIngK e. V., Bundesverband Bausoftware BVBS e. V.) zu-
sammengeschlossen haben, um die Erarbeitung eines Masterplanes für 
eine stärkere Etablierung. Darüber hinaus hat die neue schwarz-gelbe 
Landesregierung in NRW festgehalten, dass für Vergaben landeseigener 
Projekte im Hochbau und Verkehrsbereich ab 2020, BIM verpflichtend ist. 
Da die öffentliche Hand ein wichtiger Auftraggeber und Betreiber von 
Bauwerken und Immobilien ist, sollte es im Interesse aller sein, diese 
schneller und effizienter zu realisieren.  

Die Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen:  
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Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, bis zum 30. März 2018 
einen Umsetzungs- und Maßnahmenplan zur Implementierung von BIM 
in der Bremischen Verwaltung beziehungsweise den ihr zugeordneten Ge-
sellschaften auszuarbeiten und der Bürgerschaft (Landtag) anschließend 
vorzulegen. In diesem Umsetzungs- und Maßnahmenplan sind unter an-
derem die Teilschritte zur Erreichung der einzelnen BIM-Level, der Um-
fang der Anwendung und die notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen 
der betroffenen Mitarbeiter, sowie die geschätzten anfallenden Kosten 
darzulegen. 

Die Bürgerschaft (Landtag) hat in ihrer Sitzung am 8. November 2017 die-
sen Antrag zur Beratung und Berichterstattung an die staatliche Deputa-
tion für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Land-
wirtschaft überwiesen. 

Die staatliche Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, 
Energie und Landwirtschaft hat in ihrer Sitzung am 17. Januar 2019 den 
Antrag beraten und gibt folgenden Bericht ab:  

B. Sachdarstellung 

Es wird der Antrag gestellt, bis zum 30. März 2018 einen Umsetzungs- und 
Maßnahmenplan zur Implementierung von BIM in der Bremischen Ver-
waltung beziehungsweise den ihr zugeordneten Gesellschaften auszuar-
beiten und der Bürgerschaft (Landtag) anschließend vorzulegen. In diesem 
Umsetzungs- und Maßnahmenplan sollen unter anderem die Teilschritte 
zur Erreichung einzelner BIM-Level, der Umfang der Anwendung und die 
notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen der betroffenen Mitarbeiterin-
nen/Mitarbeiter sowie die geschätzten anfallenden Kosten dargelegt wer-
den. 

Die anschließenden Ausführungen beziehen sich auf die Stadt Bremen. 
Die fachliche Information wurde durch SF zur Verfügung gestellt. 

Was ist „BIM“? 

„Building Information Modeling bezeichnet eine kooperative Arbeitsme-
thodik, mit der auf der Grundlage digitaler Modelle eines Bauwerks die 
für seinen Lebenszyklus relevanten Informationen und Daten konsistent 
erfasst, verwaltet und in einer transparenten Kommunikation zwischen 
den Beteiligten ausgetauscht oder für die weitere Bearbeitung übergeben 
werden“, so definiert der „Stufenplan Digitales Planen und Bauen“ des 
BMVI die genannte Planungsmethode.  

Die klassische 3D-Planung endet, sobald die Bauteile mit Informationen 
über ihre Eigenschaften ausgestattet werden. Bei den Eigenschaften han-
delt es sich um Leistungen und Qualitäten und die daraus resultierenden 
Kosten- und Zeitinformationen. Bei BIM werden diese Informationen dann 
miteinander verknüpft. Wird BIM nur innerhalb eines Büros, einer Fach-
disziplin oder einer Softwarelösung genutzt, spricht man von „Little BIM“. 
Erfolgt eine fachübergreifende Zusammenarbeit aller an der Planung, 
Ausführung und Nutzung eines Bauwerks Beteiligten, spricht man von 
„Big BIM“. 

Was ist der „Stufenplan Digitales Planen und Bauen“? Stand 12/2015  

Ziel des Stufenplans ist die schrittweise Einführung von BIM im Zustän-
digkeitsbereich des BMVI. Er gilt damit in erster Linie für den Infrastruk-
turbau und den infrastrukturbezogenen Hochbau. Die erste Stufe erstreckt 
sich von 2015 bis 2017 und beschreibt die Vorbereitungsphase, die zum 
Beispiel der Durchführung von Pilotprojekten und Standardisierungsmaß-
nahmen, der Aus- und Weiterbildung, der Klärung rechtlicher Fragen und 
der Entwicklung von BIM-Leitfäden für effektive Vorgehensweisen beim 
Planen, Bauen und Betreiben mit BIM gewidmet ist.  
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Im Jahr 2017 begann die zweite Stufe mit dem systematischen Hochlauf 
des Leistungsniveaus 1 in einer größeren Zahl von Pilotprojekten.  

Ab Ende 2020 beginnt mit der dritten Stufe die breite Implementierung des 
Leistungsniveaus 1. Das Leistungsniveau 1 beschreibt die Mindestanfor-
derungen, die ab Mitte 2017 in der erweiterten Pilotphase und dann ab 
2020 in allen neu zu planenden Projekten mit BIM erfüllt werden sollen:  

• Eine Projektabwicklung sollte generell durchgängig BIM gestützt ver-
laufen. 

• Planungskoordination, Planerstellung, Mengen- und Kostenermitt-
lung sowie Bauablaufplanung erfolgen unter Verwendung von 3D-
Planungsmodellen. 

• Verwendung einer zentralen Datenplattform zur Verwaltung von 3D-
Modellen und abgeleiteten Zeichnungen. 

• Übergabe der Daten sowohl in herstellerneutralen als auch gegebe-
nenfalls in originären Datenformaten. 

• Baufortschrittskontrolle, Abrechnung und Mängelmanagement an-
hand von 3D-Modellen während der Bauausführung. 

• Übergabe der Modelle zur Verwendung im Betrieb und der Instand-
haltung. 

Einschätzungen zur Einführung von BIM in der öffentlichen Verwaltung in 
Bremen 

Bei der Einschätzung zur Einführung von BIM in der öffentlichen Verwal-
tung in Bremen sind Anmerkungen und Hinweise der Senatorin für Finan-
zen und der Architekten- und Ingenieurkammer Bremen eingeflossen. 

BIM wird in Bremen im Bereich Hochbau zurzeit nicht angewendet. 

Es existiert eine relativ gute Datenlage zu Gebäuden/Immobilien, die je-
doch fragmentiert und damit mehr oder weniger einfach zusammenzufüh-
ren ist. 

In einzelnen Schwerpunktbereichen, zum Beispiel Planung und Errich-
tung von Gebäuden, gibt es in vielen Fällen bereits eine recht gute Ver-
knüpfung der Daten und Prozesse verschiedener Beteiligter (Ar-
chitekteninnen/Architekten, Fachplanerinnen/Fachplaner, Projektsteue-
rerinnen/Projektsteuerer), allerdings werden hierfür bisher keine konkre-
ten und allgemein gültigen Anforderungen an das Datenmanagement 
formuliert.  

Sofern die öffentliche Hand – und damit in der Umsetzung letztendlich die 
Verwaltung - als Bauherrin beziehungsweise Auftraggeberin auftritt und 
die BIM-Methode als maßgeblich definiert, sind zuvor verschiedene 
Punkte mit allen Beteiligten zu diskutieren: 

• In welcher Tiefe ist BIM anzuwenden – muss zwingend jede Plane-
rin/jeder Planer am digitalen Modell mitwirken, welche Datentiefe 
weist das „Endprodukt“, das dreidimensionale Datenmodell auf? Wie 
werden Gewährleistungs- und Urheberrechte beachtet?  

• Auf Seiten der Auftraggeber, wie auch der Planer, müssen Verant-
wortlichkeiten klar zugeordnet, Zielvorgaben deutlich formuliert und 
Ergebnisse überprüft werden. Hier müssen neue Rollen geschaffen 
und neues Wissen erworben werden. 

• Digitale Daten- und Softwareanforderungen müssen herstellerneut-
ral, produktneutral und in den Kosten angemessen sein. Handlungs-
bedarf liegt in der Weiterentwicklung insbesondere in der offenen, 
barrierefreien und nicht proprietären Schnittstellenoptimierung un-
terschiedlicher Produkte („Open BIM“).  
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• Die Erstellung zentraler Bauteildatenbanken ist notwendig, um die 
vorgeschriebenen produktneutralen Ausschreibungen im Sinne der 
öffentlichen Auftraggeber durchführen zu können. 

• BIM Modelle altern; Wie soll Migration und Konsistenthaltung des Da-
tenbestandes gewährleistet werden?  

• Im Rahmen der Auftragsvergabe an Planungsbüros müssen die Eig-
nungskriterien so ausgestaltet werden, dass kleine und mittlere Pla-
nungsbüros den gleichen Zugang zu öffentlichen Aufträgen be-
kommen wie größere Planungsbüros.  

• Es ist zwingend notwendig, dass alle Beteiligten einen möglichst iden-
tischen Wissensstand aufweisen und auch unter zumindest ähnlichen 
technischen Voraussetzungen agieren. Auch für die Verwaltung be-
deutet das: Der Umgang mit BIM-Modellen setzt dort eine zusätzliche 
Qualifikation der Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter voraus und es bedarf 
einer Neuaufstellung hardware- und softwareseitig. 

Insbesondere zur Einführung von BIM als verbindliche Planungsmethode 
sind jedoch die oben genannten Rahmenbedingen zu beachten und vor 
einer Einführung insbesondere mit den beteiligten Berufsständen zu dis-
kutieren. An Planung, Bau und Bewirtschaftung von Bauwerken sind ver-
schiedenste Fachdisziplinen (unter anderem Architektur, Bauingenieur-
wesen, Vermessung, Haustechnik et cetera) hochgradig interdisziplinär 
beteiligt. Das macht die Implementierung komplex. Das Ziel von BIM als 
eine neuartige Methode des digitalen Planens und Bauens ist die digitale 
Modellierung aller Eigenschaften eines Bauwerks zur Unterstützung aller 
Prozesse am Bauwerk in einem gemeinsamen, ganzheitlichen Modell. Da-
mit sind alle am Bau beteiligten Akteure und Fachdisziplinen involviert. 
BIM endet dabei nicht mit der Fertigstellung des Bauwerks, sondern be-
trachtet den gesamten Lebenszyklus eines Bauwerks über den Errich-
tungsprozess hinaus. Daher ist die Einbeziehung aller Akteure in einem 
Implementierungsprozess zu gewährleisten. 

Darüberhinaus gilt es zu beachten, dass BIM im Bereich Verkehr/Infra-
struktur einen anderen Entwicklungsstand aufweist und nicht zwingend 
gleichzusetzen ist mit BIM im staatlichen Hochbau. Der eingangs zitierte 
und auch von der CDU-Fraktion angeführte Stufenplan des BMVI bezieht 
sich vornehmlich auf den Bereich Verkehr/Infrastruktur. 

Entscheidend ist, dass in der Bundesrepublik einheitliche Standards, Re-
geln und Schnittstellen für die gesamte Bauwirtschaft gelten. Es sollte für 
Hoch- und Wohnungsbau, Infrastruktur und Bahnbau keine unterschiedli-
chen Vorgaben geben. Da optimale Ergebnisse einheitliche Regeln, 
Schnittstellen und Standards erfordern, muss das Thema ganzheitlich und 
eng koordiniert gebündelt werden. Einheitliche Vorgaben und Regeln 
müssen allerdings erst noch erarbeitet werden. Diese Einschätzung wird 
ebenfalls von den Spitzenverbänden der Bauwirtschaft so gegenüber dem 
Bund vertreten.  

Bremen sollte aufgrund der hohen Komplexität keine bundesweite Vorrei-
terrolle einnehmen. Ähnliche Aktivitäten wie beispielsweise in NRW soll-
ten beobachtet und Erfahrungen in den notwendigen Diskussionsprozess 
eingebunden werden. 

Verwaltungsseitig ist vorgesehen, ab 2021 eine Facharbeitsgruppe „BIM 
in Bremen“ (unter der Federführung der Senatorin für Finanzen) aufzustel-
len, um die Erfahrungen aus der Anwendung von BIM, die in der 2. Stufe 
der erweiterten Pilotphase des „Stufenplan Digitales Planen und Bauen“ 
des BMVI bis Ende 2020 gemacht werden, auszuwerten. 

Bei der Umsetzung des BIM in Bremen sollten auch die Entwicklungen des 
Themenfeldes „Bauen und Wohnen“ im Rahmen der von Bund und Län-
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dern im IT-Planungsrat gemeinsam verabredeten, arbeitsteiligen Umset-
zung des Online-Zugangsgesetzes berücksichtigt werden. Die Federfüh-
rung des Themenfeldes liegt beim Bundesministerium des Innern, für Bau 
und Heimat sowie dem Land Mecklenburg-Vorpommern. 

Fazit: 

Die flächendeckende Anwendung der BIM-Methode in Deutschland ist 
eine positive Entwicklung die begonnen hat und sich weiter fortschreiben 
wird. Ein politischer Beschluss zur Einführung von BIM in der öffentlichen 
Verwaltung in Bremen zu einem festen Zeitpunkt in naher Zukunft er-
scheint aufgrund des derzeit hohen Abstimmungs- und Definitionsbedarfs 
derzeit wenig zielführend.  

C. Beschlussempfehlung 

Die staatliche Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, 
Energie und Landwirtschaft empfiehlt der Bürgerschaft (Landtag), den An-
trag der Fraktion der CDU, Drs. 19/1168 abzulehnen. 

Jürgen Pohlmann  

(Vorsitzender) 
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